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Der Erfahrungsbericht zur Integrationsvereinbarung wurde in enger Zusammenarbeit mit
der Gesamtschwerbehindertenvertretung erstellt.

|@ Stadt Kéln

Der Oberburgermeister

Dezernat | — Personal- und Organisationsamt




Der Oberbirgermeister
Erfahrungsbericht zur Integrationsvereinbarung 2012

Inhaltsverzeichnis:

1. Ausgangssituation

2. Die wichtigsten Kennzahlen und Entwicklungstrends

2.1
2.2

Vorbemerkung
Kennzahlen und Entwicklungstrends

3. Statistiken zur Beschaftigungssituation schwerbehinderter Menschen

3.1
3.2
3.3
3.4
3.5

Die Beschéftigungsquote seit 2003

Die Beschéftigungsquote der Dezernate
Schwerbehinderte Beschéftigte nach Frauen und Mannern
Behinderung nach Altersstufen

Demographische Entwicklung

4. MalRnahmen fir schwerbehinderte Menschen

4.1

4.2
4.3

4.4

4.5

4.6

Externe Ausgleichsabgabe und Integrationsfonds

4.1.1 Behinderungsgerechte Arbeitsbedingungen

4.1.2 Bewilligte Mittel der Fachstelle fur schwerbehinderte Menschen im
Arbeitsleben

4.1.3 Projekte aus den Mitteln des Integrationsfonds

Auftrage an Werkstatten fur Behinderte

Mobiles Arbeiten als Chance fur schwerbehinderte Beschaftigte bei
der Stadt Koéln

Fortbildungen des Personal- und Organisationsamtes beim

LVR

Fortbildungen und Schulungen seitens der Gesamtschwerbehinderten-
vertretung

Einstellung schwerbehinderter Menschen

4.6.1 Begrindung und Beendigung von Beschéftigungsverhaltnissen
im Verwaltungsbereich

4.6.2 Initiativbewerbungen

4.6.3 Einstellungen im Ausbildungsbereich
4.6.4 Ausbildungszuschisse

4.6.5. Ubernahme von Auszubildenden

Seite 4

nuwumwm

w

w OO n oo

wOvwe © v

.10

.10
.12

.12

.12

.13
.14

.15

. 16
.17

.17

.18

.18

18

20
20

.21
.21



Der Oberbirgermeister

Erfahrungsbericht zur Integrationsvereinbarung 2012 Seite 5
4.7 Umsetzungen von Beschéftigten mit Vermittlungsprioritat S.21
4.8 Schwerbehinderte Beschéftigte in Altersteilzeit S. 22
4.9 Das Burgertelefon — hier wird Inklusion gelebt S. 23
4.10 Hilfestellung fir Dienststellen bei der Einrichtung eines S.24
behindertengerechten Arbeitsplatzes
4.11 Hilfestellung fiir Dienststellen bei personeller Unterstiitzung S.24

und bei Minderleistung von schwerbehinderten Beschaftigten

5. Ausblick S.25



Der Oberbirgermeister
Erfahrungsbericht zur Integrationsvereinbarung 2012

1. Ausgangssituation

Die Stadt KdIn hat auch in 2012 mit 7,16% erneut die im Sozialgesetzbuch IX
-SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen gesetzlich vor-
geschriebene Pflichtquote von 5 Prozent der Beschéftigten deutlich Gberschrit-
ten.

Hinter dieser Zahl verbergen sich 1.231 Menschen, die durch ihre Arbeit bei
der gréiten Kommune in Nordrhein-Westfalen die Mdglichkeit zur selbstbe-
stimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben haben.

Integration bedeutet ,Gemeinsam — aber nebeneinander®, Inklusion bedeutet
»Alle gemeinsam*.

Der Wandel von der Integration zur Inklusion innerhalb der Stadtverwaltung ist
dabei ein standiger Prozess. Denn alle Beschéftigten mit und ohne Behinde-
rung sollen so selbstverstandlich wie moglich miteinander den gemeinsamen
Arbeitsalltag mit dem Ziel der beruflichen und persénlichen Entfaltung gestal-
ten.

Am 20.06.2002 hat die Verwaltung mit dem Gesamtpersonalrat und dem Ge-
samtvertrauensmann der schwerbehinderten Menschen eine Integrationsver-
einbarung abgeschlossen. Schwerbehinderte Menschen sollen durch geeigne-
te MalRnahmen, wie z.B. die behinderungsgerechte Gestaltung und Ausstat-
tung des Arbeitsplatzes, in ihrer beruflichen Entwicklung besonders gefordert
werden, um so konkurrenzfahig zu bleiben.

Ein weiteres Kernstiick der Vereinbarung ist ein Integrationsfonds, der zur
Finanzierung der o. g. Integrationsziele eingesetzt wird, soweit eine Férderung
aus anderen gesetzlichen Mitteln nicht moglich ist.

Die Steuerungsgruppe tagt mindestens zweimal im Jahr und erortert die anlie-
genden aktuellen Themen.

Die Mitglieder der Steuerungsgruppe sind:

- die Gesamtschwerbehindertenvertretung

- der Hauptbeauftragte des Arbeitgebers

- das Amt fur die Gleichstellung von Frauen und Mannern

- der Gesamtpersonalrat und

- das Personal- und Organisationsamt als Geschéftsfihrung.

Die Integrationsvereinbarung legt fest, dass einmal im Jahr dem Oberbir-
germeister im Rahmen eines Erfahrungsberichtes tiber die Umsetzung und
Realisierung der Integrationsvereinbarung sowie dem Stadtvorstand tber die
Verwendung der Mittel berichtet wird.
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Dem Ausschuss Allgemeine Verwaltung und Rechtsfragen, Vergabe, Interna-
tionales wie auch dem Ausschuss flr Soziales und Senioren wird auf eigenen
Wunsch ebenfalls der Erfahrungsbericht vorgelegt.

2. Die wichtigsten Kennzahlen und Entwicklungstrends

2.1 Vorbemerkung

Samtliche Kennzahlen und Diagramme wurden dem Gehaltsverfahren SAP

HRP zum Stichtag: 31.12.2012, Auswertungsdatum: 06.09.2013, entnommen.

2.2 Kennzahlen und Entwicklungstrends
Die Stadtverwaltung Koéln beschéftigte zum 31.12.2012
1.231
schwerbehinderte Frauen und Méanner.

Die Summe aller Beschaftigungsverhaltnisse zum Stichtag: 31.12.2012 mit
Aushilfen, Praktikanten und Beurlaubten betrug 18.634.

Gesamtstadtisch Ubten 1380 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Leitungs-
funktion aus, davon waren 68 (5%) schwerbehindert.

Schwerbehinderte Beschaftigte bei der Stadt Kéln 2010 - 2012
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Anteile Frauen/Manner
711 davon sind Frauen und 520 sind Manner.
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Frauenquote aller Beschaftigten
63,22% aller Beschaftigten sind Frauen.

Frauenquote
Von allen beschéftigten Frauen sind 6,03% schwerbehindert.

Mannerquote aller Beschéaftigten
36,78% aller Beschaftigten sind Manner.

Mannerquote
Von allen beschaftigten Mannern sind 7,58% schwerbehindert.

Schwerbehindertenquote
Die Schwerbehindertenquote liegt bei 7,16%.*

Entwicklungstrend: trotz hoherer Anzahl ausgeschiedener als eingestellter
schwerbehinderter Menschen, stetiger Anstieg der schwerbehinderten Be-
schaftigten (s auch: Behinderung nach Altersstufen).

Seit 2004 ist die gesetzliche Pflichtquote dauerhaft tberschritten.

3. Statistiken zur Beschaftigungssituation schwerbehinderter
Menschen

3.1 Die Beschéftigungsquote seit 2003

Schwerbehinderte Menschen bei der Stadt Kéln 2003 - 2012

gem. 8 80 Abs. 2 SGB IX
» 716%

7,10%

6,80% /
6,50% /
6,20% /

5,90%
/ 5,70%
5,60% /
5,30%
5,00%
/1,81%

4,70%

2003 2005 2012

'Das Datenmaterial der Beschaftigungsquote schwerbehinderter Menschen basiert auf der
jeweiligen Jahresmeldung nach dem Schwerbehindertenrecht an die Agentur fir Arbeit und
den Landschaftsverband Rheinland nach dem SGB IX.
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GemalR der Integrationsvereinbarung strebt die Stadt KdIn an, die in 8§ 71 SGB
IX geforderte Mindest-Beschéftigungsquote von 5% durch geeignete Mal3-
nahmen zu sichern bzw. deutlich zu Gberschreiten.

Ungeachtet dessen, dass die Voraussetzungen fur die Anerkennung einer
Schwerbehinderung immer hoher gesetzt werden und obwohl die Gleichstel-
lung behinderter mit schwerbehinderten Menschen fir Beschaftigte im 6ffentli-
chen Dienst schwerer zu erreichen ist, tragt neben der demographischen Ent-
wicklung auch die gute Offentlichkeitsarbeit, Aufklarung und Beratung durch
die Schwerbehindertenvertretungen zu diesem positiven Ergebnis bei.

3.2 Die Beschaftigungsquote der Dezernate

Dezernate im Jahresdurchschnittsvergleich 2012
Beschaftigungsquote schwerbehinderter Menschen
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Bei einem Vergleich der Beschaftigungsquoten der Dezernate ergeben sich
teilweise grol3e Unterschiede. Jeder Vergleich muss aber auch die unter-
schiedlichen Strukturen, die Dezernatsaufgaben und die Grol3e der Ge-
schaftsbereiche berucksichtigen. Eine Einflussnahme auf die Beschaftigungs-
guote innerhalb eines Dezernates ist deshalb nur bedingt moglich.
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3.3 Schwerbehinderte Beschéaftigte nach Frauen und Mannern

Schwerbehinderte Beschéftigte bei der Stadt Kdln 2012
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Der hohere Anteil von Frauen unter den Gesamtbeschaftigten (= 63,22%) im
Vergleich zu den mannlichen Beschaftigten (=36,78%) spiegelt sich auch un-
ter dem Gesichtspunkt einer geschlechtsspezifischen Betrachtung der
schwerbehinderten Menschen wider: es arbeiten mehr schwerbehinderte
Frauen (57,75%) als schwerbehinderte Manner (42,25%) bei der Stadt Koln.

3.4 Behinderung nach Altersstufen

Behinderungen treten bei den meisten Menschen erst im Laufe ihrer Berufsbi-
ographie durch Krankheit oder durch einen Unfall auf. Kérperliche Behinde-
rungen machen dabei den Gberwiegenden Teil der Behinderungsarten aus.
Jedoch ist auch eine steigende Anzahl von Behinderung aufgrund von psychi-
schen Erkrankungen zu beobachten und zu verzeichnen mit teilweise langen
Phasen von Arbeits-/ Dienstunfahigkeit, bis hin zum vorzeitigen Ausscheiden
aus dem Dienst-/Arbeitsverhéltnis.

Vor diesem Hintergrund unterstiitzen die Krankenkassen zunehmend mit
MalRnahmen der betrieblichen Gesundheitsforderung gezielt die psychische
Gesundheit von Beschaftigten.

In 2012 waren 90% der schwerbehinderten Beschaftigten tber 40 Jahre alt.
10 % gehdrten zur Altersgruppe der bis zu 40 Jahrigen.

Davon entfielen auf die Altersgruppe der 16 - 30 Jahrigen 3,3% der schwerbe-
hinderten Beschaftigten, auf die Altersgruppe der 31 - 40 Jahrigen 6,7 %.

Seite 10
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3.5 Demographische Entwicklung

Das Alter und die Altersstruktur der Beschaftigten stehen in engem Zusam-
menhang mit Krankenstand und Arbeitsfahigkeit von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern. So steigen laut Veroéffentlichungen der Krankenkassen grund-
satzlich die Krankentage mit zunehmendem Alter der Beschéftigten.

Der Altersdurchschnitt bei der Stadt Koln liegt beim Stammpersonal der Kern-
verwaltung bei 44,9 Jahren bzw. 45,0 Jahren fir die Gesamtverwaltung.

Entwicklung des Durchschnittsalters

45,5

45
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43,5
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41,5 T T T T T T T T T 1
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Das durchschnittliche Beschaftigtenalter in 2012 liegt damit nur marginal Gber
dem Vorjahresniveau.

Das gemeinsame Interesse von Verwaltung, Personalvertretung und Schwer-
behindertenvertretung wird zuktinftig sein, geeignete Malinahmen zur Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen und des Gesundheitszustandes sowie der
Leistungsmoglichkeiten der Beschéftigten zu treffen.

4. MalBnahmen fur schwerbehinderte Menschen
4.1 Externe Ausgleichsabgabe und Integrationsfonds

Arbeitgeber, die die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen nicht
beschéftigen, haben gem. 8 77 Abs. 2 SGB IX fir jeden unbesetzten Pflichtar-
beitsplatz fir schwerbehinderte Menschen monatlich eine Ausgleichsabgabe
in H6he von 105 € zu bezahlen.

Die Stadt KdIn hatte somit aufgrund der Quotenerfillung - wie in den Vorjah-
ren - auch fur 2012 keine Ausgleichsabgabe an das Integrationsamt des
Landschaftsverbandes Rheinland zu zahlen.

Seite 12
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Mit der Integrationsvereinbarung ist ein Integrationsfonds (= interne Aus-
gleichsabgabe) als eine zusatzliche Leistung zur gesetzlichen Vorgabe entwi-
ckelt worden.

Beim Personal- und Organisationsamt war seit der Einfihrung des Neuen
Kommunalen Finanzmanagements (NKF) ein zentraler Mittelansatz als inter-
ner Integrationsfonds in der Héhe der durchschnittlichen Férderungen pro Jahr
festgeschrieben.

Aufgrund von Haushaltskiirzungen standen fir das Jahr 2012 Mittel in Hohe
von 13.875 € zur Verfigung.

4.1.1 Behinderungsgerechte Arbeitsbedingungen

Wer schwerbehindert ist, ist nicht automatisch auch leistungsgemindert. Aber
ist die Arbeitsleistung behinderter Menschen ohne Hilfen nur noch einge-
schrankt moéglich, muss der Arbeitsplatz behinderungsgerecht angepasst wer-
den.

Damit werden wieder optimale Leistungen ermdglicht, Belastungen abgebaut
und weiteren gesundheitlichen Schaden vorgebeugt.

Ist z.B. eine Umgestaltung des Arbeitsplatzes notig, werden Dienststelle und
Schwerbehinderte von

- den Schwerbehindertenvertretungen,

- den Betriebsarzten

- den Ingenieuren des Integrationsamtes,

- den Fachdiensten der Rehatrager,

- dem Integrationsfachdienst (=IFD),

- den Fachleuten der Berufsforderungswerke

beraten, welche MalRnahmen ergriffen werden kénnen.

Im Ubrigen kénnen ggf. auch durch organisatorische Veranderungen Verbes-
serungen der Arbeitsbedingungen erreicht werden.

Die Hohe der Forderung aus der Ausgleichsabgabe wird auch daran gemes-
sen, ob Arbeitgeber ihrer gesetzlichen Beschaftigungspflicht nachkommen.
Die Stadt Kdln erfillt die geforderte Beschaftigungsquote und erhélt im Regel-
fall Zuschisse in H6he von 80 % zu den jeweiligen Kosten. Leistungen der
Rehatrager an die Betroffenen werden bis zu 100 % gefdordert.

Dartber hinaus wurde zum 1. Juli 2012 mit der Neuaufstellung des betriebs-
arztlichen Dienstes ein weiteres schlagkraftiges Instrument zur Unterstitzung,
Beratung und Begleitung Betroffener, geschaffen.

Seite 13
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4.1.2 Bewilligte Mittel der Fachstelle fir schwerbehinderte
Menschen im Arbeitsleben aus der Ausgleichsabgabe
des Landschaftsverbandes Rheinland

Im Rahmen der begleitenden Hilfe im Arbeits- und Berufsleben nach dem
SGB IXi. V. m. der Ausgleichsabgabeverordnung wurden aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe durch die Fachstelle flr schwerbehinderte Menschen im
Arbeitsleben folgende Zuschiisse an die Stadt Kéln als Arbeitgeber und ihre
schwerbehinderten Beschaftigten gewéabhrt:

Bewilligte Mittel 167.542,56 €
Abgerufene Mittel 106.676,51 €

Von den abgerufenen Mitteln gingen 43.410,06 € an Frauen und 63.266,45 €
an Manner.

Diese gebundenen Mittel stehen grundsatzlich bis zum Abschluss einer jeden
Malinahme zur Verfigung.

Aus den durch die Fachstelle fur schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben
bewilligten Mitteln der Ausgleichsabgabe wurden allgemeine behinderungsbe-
dingt notwendige Arbeitsplatzumristungen vorgenommen, z.B. zur Beschaf-
fung bzw. Durchfiihrung von:

- besonderem Buromobiliar

- technischen Arbeitshilfen

- notwendigen baulichen Veranderungen

- Leistungen zum Erreichen des Arbeitsplatzes

- Hilfen in besonderen Lebenslagen, wie z. B. das Arbeitsplatztraining oder
die Einrichtung von Behindertenparkplatzen am Arbeitsplatz/Wohnort.

AulRerdem erfolgten Zuschiisse an die Stadt Kéln als Arbeitgeber in Form von:

1. Minderleistungsausgleichen zur Abdeckung finanzieller Aufwendungen,
2. Eingliederungszuschissen,
3. personeller Unterstlitzung.

Bei allen vorgenannten Forderungen handelt es sich um Lohnersatzleistun-
gen.

Samtliche vom Landschaftsverband Rheinland gewahrten Zuschisse sind
zweckgebunden und stehen den Dienststellen als eigenes Budget zur Verfi-

gung.

Seite 14
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Des Weiteren wurden personenbezogene Mittel von Reha- und Renten-
tragern, der Bundesagentur fir Arbeit und dem Landschaftsverband Rheinland
in Anspruch genommen.

4.1.3 Projekte aus den Mitteln des Integrationsfonds
. . . . . Nachrangiger Einsatz
Zur Kompensation von Behinderungen steht eine Vielzahl von technischen des Integrations-
und elektronischen Arbeitshilfen zur Verfigung. fonds

Sollen Arbeitsplatze behinderungsgerecht angepasst werden, ist von den
Dienststellen vorrangig zu prifen, ob nicht je nach Einzelfall Mittel bei der Ar-
beitsverwaltung, den Rententragern, den Krankenkassen oder beim Integrati-
onsamt beantragt werden kénnen, um diese Anpassungen zu finanzieren.

In den meisten Fallen tritt die Fachstelle fir schwerbehinderte Menschen im
Arbeitsleben in die Kosteniibernahme mit einer Férderhdhe von 80% der Ge-
samtkosten ein.

Die Mittel der internen Ausgleichsabgabe werden nach dem Subsidiaritats-
prinzip grundséatzlich nachrangig eingesetzt (siehe auch Ziffer 4.1.2).

Die verbleibenden Restkosten, in der Regel 20% der Gesamtkosten, die friher
die Dienststellen selbst aufbringen mussten, werden aus Mitteln des Integrati-
onsfonds beglichen.

Projekte Integrationsfonds 2012, bewilligte und abgerufene Mittel

Ansatz im Haushaltsjahr 2012 13.875,00 €
Fallzahlen Titel Handicap Kosten Geforderte
1| Applikationsanpassung Sehbehinderung 200,00 € Projekte
1|Sehhilfe Mobilitatseinschrankung 223,37 €
8 gfl:'r']rl‘/dsecr;f;%fi;iwtsetghpult Mobilititseinschrinkung | 3.362,92 €
2| Telefonverstarker/Headset |Horbehinderung 341,67 €

Eignungsprufungen diverse Behinderungen/

schwerbehinderter 2.500,00 €
. Gesamtzuschuss
Bewerberinnen u. Bewerber
1|Elektro-Stapler-Hilfe Mobilitatseinschrankung 1.123,83 €
Software Zoom Text .
! Magnifier/Screen Reader Sehbehinderung 200,00 €
1|Werkzeug Mobilitdtseinschrankung 213,09 €
1|Rasentraktor/Cargomaster |Mobilitatseinschrankung 1.942,35 €
16|Gesamtsumme der Férderungen 10.107,23 €
von den Dienststellen abgerufene Férderungen 5.255,42 €

von den Dienststellen nicht abgerufene Férderungen| 4.851,81 €
nicht verausgabte Mittel des Integrationsfonds 3.767,77 €
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Die nicht verausgabten Mittel wurden im Rahmen der Jahresrechnung einge-
spart (diese Verfahrensweise betrifft sdmtliche Ausgabepositionen der Stadt
Kaln).

Von den Antradgen auf Férderung aus dem Integrationsfonds, die die Dienst-
stellen bislang gestellt haben, ist noch kein Antrag abgelehnt worden.

Auf die positiven Forderbeispiele und die Erfahrungsberichte aus den Vorjah-
ren wird an dieser Stelle noch einmal ausdricklich hingewiesen.

4.2 Auftrage an Werkstatten fur Behinderte

Auf eine eventuell zu zahlende Ausgleichsabgabe sind zum Teil Auftrage an
anerkannte Werkstatten fur Behinderte und Blindenwerkstatten anrechenbar.
Die Dienststellen werden daher zum Jahresende durch das Personal- und Or-
ganisationsamt gebeten, an Werkstatten erteilte Auftrdge darzulegen.

In der Vergangenheit war es allerdings nicht erforderlich auf die Anrechenbar-
keit derartiger Auftrage zur Verringerung der Ausgleichsabgabe zurtickgreifen
Zu mussen.

Seit 2004 erfillt die Stadt KoIn die gesetzliche Beschéaftigungsquote und muss
aus diesem Grund keine Ausgleichsabgabe zahlen.

Auch wenn die Auftradge angesichts der Erfullung der gesetzlichen Pflichtquote
fur schwerbehinderte Menschen zu keiner Senkung der Ausgleichsabgabe
fuhren kdnnen, wird das Ziel weiter verfolgt, die Méglichkeiten der Vergabe
von Auftrdgen an Werkstatten fir behinderte Menschen auch in Zukunft um-
fassend auszuschopfen.

Werkstattauftrage bewirken eine mittelbare Férderung behinderter Menschen
Uber die Sicherung ihrer Arbeitsplatze. Diese Menschen sind auf dem ersten
Arbeitsmarkt nur schwer oder gar nicht zu vermitteln.

Auftrage an Behindertenwerkstatten
2008 90.152,32 €
2009 233.289,75 €
2010 271.564,57 €
2011 223.035,64 €
2012 215.656,97 €

Bei einem Grol3teil der erteilten Auftrage handelt es sich um die Digitalisierung
von Akten sowie um die Lieferung von Broschiren, Flyern und Plakaten. Einen
kleineren Anteil an Auftragen machte die Lieferung von Gartenbanken u. &. fur
den Griinbereich aus.
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4.3 Mobiles Arbeiten als Chance fur schwerbehinderte Beschaftigte
bei der Stadt KoIn

Moderne Informations- und Kommunikationstechnologien ermdglichen zu-
nehmend den Ort der Arbeitsleistung zu flexibilisieren und die Arbeit auch
aulRerhalb der stadtischen Burordume zu leisten.

In 2011 wurde eine neue Dienstvereinbarung zum mobilen Arbeiten bei der
Stadt Kdln fir eine Erprobungsphase unterzeichnet, die mittlerweile dauerhaft
fortgefihrt wird.

Insgesamt sind innerhalb nur eines Jahres 202 neue Einzelvereinbarungen
zum mobilen Arbeiten von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nachgefragt
bzw. von den Dienststellen angeboten worden.

Davon sind 162 Vereinbarungen zustande gekommen. Zusatzlich wurden 46
von 189 nach der alten Regelung zur Heim-/Telearbeit abgeschlossene Ver-
einbarungen umgewandelt in mobiles Arbeiten. Somit haben insgesamt 351
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mobil gearbeitet,

11,7% der Vereinbarungen Uber mobiles Arbeiten wurden mit Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern mit einer Schwerbehinderung getroffen. Dieser verhaltnisma-
Big hohe Anteil macht deutlich, wie sehr mobiles Arbeiten von schwerbehin-
derten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als Unterstiitzung empfunden wird.

Die vorgenannten Zahlen verdeutlichen eindrucksvoll die hohe Attraktivitat des
Mobilen Arbeitens.

4.4 Fortbildung des Personal- und Organisationsamtes beim LVR

Im Dezember 2012 fand eine Fortbildungsveranstaltung fir die Beauftragten
des Arbeitgebers in Schwerbehindertenangelegenheiten sowie fiir die Perso-
nalverantwortlichen der Stadt Kdin statt.

Die Durchfuhrung erfolgte durch das LVR Integrationsamt in Kooperation mit
dem Personal- und Organisationsamt der Stadt K&In

Ziel war die Vertiefung bzw. die Vermittlung von Kenntnissen, die fur die Arbeit
als Beauftragte des Arbeitgebers und als Personalverantwortliche erforderlich
sind. Das Seminar bot den Teilnehmerinnen und Teilnehmern neben der Ver-
mittlung von Kenntnissen die Chance, sich auszutauschen und Probleme an-
zusprechen. Somit konnten sie sich fur ihre zukiinftige Arbeit in Sachen
Schwerbehindertenangelegenheiten vernetzen.

Insgesamt nahmen 17 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt KoIn an der
Veranstaltung teil.
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4.5 Fortbildungen seitens der Gesamtschwerbehindertenvertretung

Die Gesamtschwerbehindertenvertretung (GSBV) als Interessenvertretung
bzw. Vertrauensperson der schwerbehinderten und gleichgestellten Beschaf-
tigten informiert regelmaflig Uber Intranet und Stadt intern zu aktuellen The-
men im Bereich Gesundheit, Behinderung und Schwerbehindertenrecht.

Schulungen der GSBYV fir die ortlichen Schwerbehindertenvertretungen (SBV)
und ihre Stellvertretungen finden regelmafig statt und haben einen grol3en
Zuspruch.

4.6 Einstellung schwerbehinderter Menschen

Eine Quotenerhdéhung Uber externe Einstellungen von schwerbehinderten
Menschen setzt selbstverstandlich die fachliche Eignung bzw. die notwendige
berufliche Qualifikation voraus.

Auch unter diesen Vorgaben ist es gelungen, behinderte und schwerbehinder-
te Menschen einzustellen; unter anderem durch die Beteiligung des Integrati-
onsfachdienstes (IFD) und des Berufsforderungswerkes Koln im Auswahlver-
fahren.

Im Stellenbesetzungsverfahren werden schwerbehinderte Bewerberinnen und
Bewerber grundsatzlich zu den Auswahlgesprachen eingeladen, wenn die
fachliche Eignung vorliegt.

Wenn sie den Eignungstest bestanden haben, erhalten auch schwerbehinder-
te Bewerberinnen und Bewerber auf einen Ausbildungsplatz die Mdglichkeit, in
einem Auswabhlgespréch von sich zu tberzeugen.

4.6.1 Begrundung und Beendigung von Beschéftigungs-
verhéaltnissen im Verwaltungsbereich

Anzahl eingestellte schwerbehinderte Menschen in 2012 33
Anzahl ausgeschiedene schwerbehinderte Menschen in 2012 106
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4.6.2 Initiativbewerbungen

Im Jahr 2012 haben sich 33 schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber
initiativ - ohne Bezug zu einer Ausschreibung — bei der Stadt Kéln beworben.

4.6.3 Einstellungen im Ausbildungsbereich

Im Ausbildungsbereich ist die Anzahl der Bewerbungen von Jahr zu Jahr sehr
unterschiedlich. So gingen gesamtstadtisch in 2012 immerhin 107 Bewerbun-
gen von Auszubildenden ein, die eine Schwerbehinderung nachweisen konn-
ten.

Berufsbild| Bewerbungen 2012 Einstellungen 2012
davon davon
samtliche schwer- P ¢ samtliche schwer- p ¢
Bewerbungen behinderte rozen Einstellungen | behinderte rozen
Menschen Menschen
Verwaltungs-
TG 3.019 67 2,2 126 3 2,3
gewerblich-
technischer 2.360 39 1,6 74 3 4,0
Bereich
Projekte 200 1 0,5 49 0 0,0
Gesamt 5.579 107 1,9 249 6 2,4

Von samtlichen 5.579 Bewerberinnen und Bewerbern erhielten 249 Personen
einen Ausbildungsplatz. Das bedeutet, nahezu jede bzw. jeder 22. Bewerberin
bzw. Bewerber eingestellt wurde.

Von 3.019 Bewerberinnen und Bewerbern (Verwaltung) wurden insgesamt
126 Menschen eingestellt.

Eine Bevorzugung bei Einstellungen schwerbehinderter Menschen ist nur bei
gleicher Eignung moglich. So konnten in 2012 insgesamt 6 Einstellungen im
Ausbildungsbereich erfolgen.

Von 67 schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern im Verwaltungsbe-
reich erlangten 3 schwerbehinderte Menschen einen Ausbildungsplatz.

Von 39 schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern in marktgangigen
(gewerblich/technischen) Berufen konnten ebenfalls 3 Bewerberinnen und
Bewerber eingestellt werden.
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4.6.4 Ausbildungszuschisse

Im Jahr 2012 erhielt die Stadt KoIn fir funf schwerbehinderte Auszubildende
von der Agentur fur Arbeit Ausbildungszuschisse in Hohe von insgesamt
24.175,99 Euro.

4.6.5 Ubernahme von Auszubildenden

Zu den Prifungen in 2012 waren insgesamt 206 Auszubildende zugelassen.
198 davon haben die Prufungen bestanden, davon 2 schwerbehinderte Aus-
zubildende. Beiden wurde ein Ubernahmeangebot unterbreitet. Eine Person
hat dieses Angebot angenommen, die andere das Angebot eines anderen
Dienstherrn.

Unter den sechs Auszubildenden, die die Prifung nicht im ersten Anlauf be-
standen haben, waren keine schwerbehinderten Personen.

Ubernommen wurden 145 Auszubildende.

Die Nachwuchskrafte, denen die Stadt Koln in 2012 kein Ubernahmeangebot
unterbreiten konnte, haben entweder ein Ubernahmeangebot eines Verbund-
partners erhalten, eine Festanstellung bei anderen Arbeitnehmern gefunden,
ein Studium aufgenommen oder eine weitere Ausbildung begonnen.

Insgesamt waren am 31.12.2012 von 668 Auszubildenden 16 schwerbehin-
dert.

4.7 Umsetzungen von Beschaftigten mit Vermittlungsprioritat

Bei Personal mit Vermittlungsprioritat handelt es sich generell um Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, die derzeit aus unterschiedlichen Grinden nicht bewer-
tungsadaquat planmaRig eingesetzt sind bzw. deren Stelle mit einem entspre-
chenden Stellenplanvermerk versehen ist.

Des Weiteren kann sich die Vermittlungsprioritat aus einem notwendigen Auf-
gabenwechsel aus personlichen Grinden ergeben.

Im Jahr 2012 erfolgten insgesamt 214 Umsetzungen von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Stadt Kéln mit Vermittlungsprioritat (ausgenommen sind hier-
von Erzieherinnen und Erzieher sowie das feuerwehrtechnische Personal).
Davon waren18 schwerbehinderte Beschéftigte.

Seite 21

Ubernahme
von Auszubildenden



Der Oberburgermeister
Erfahrungsbericht zur Integrationsvereinbarung 2012

Umsetzungen von Beschéaftigten mit Vermittlungsprioritat 2012

196

B Schwerbehinderte Beschaftigte
O Nichtbehinderte Beschéftigte

4.8 Schwerbehinderte Beschaftigte in Altersteilzeit

Bei der Stadt KoIn gibt es die Option der Altersteilzeit. Sie gilt als besondere
Form der Teilzeitarbeit und ermdglicht den Beschaftigten und somit auch den
schwerbehinderten Beschéftigten der Stadt K6In einen gleitenden Ubergang in
den Ruhestand.

Bei der Verteilung der Arbeitszeit haben die Beschatftigten eine Wahlmdoglich-
keit.

Sie kbnnen entweder Uber den gesamten Zeitraum der Altersteilzeit halbtags
arbeiten (Teilzeitmodell) oder das Blockmodell mit Arbeits- und Freistellungs-
phase wahlen.

Im Jahr 2012 waren insgesamt 38 schwerbehinderte Beschéftigte der Stadt
Kdln in Altersteilzeit. Sieben von ihnen wahlten das Teilzeitmodell.

31 schwerbehinderte Beschaftigte wéahlten das Blockmodell. Davon befanden
sich am 31.12.2012 sechs in der Arbeitsphase und 25 in der Freistellungspha-
se.
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Schwerbehinderte Beschéftigte in Altersteilzeit 2012

7

W Blockmodell Arbeitsphase M Blockmodell Freistellungsphase O Teilzeitmodell

4.9 Das Birgertelefon — vorbildliche Teilhabe

Besonders hervorzuheben bei der Beschéftigung von schwerbehinderten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern ist der Arbeitsbereich ,Blrgertelefon” (vormals
Call-Center).

Mit Stand 31.12.2012 waren dort insgesamt 130 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter beschaftigt, davon waren 11,54% schwerbehindert bzw. gleichgestellt.

Der hohe Anteil an Rollstuhlfahrerinnen und —fahrern unter den Beschaftigten
ist ebenso herauszustellen wie der Mitarbeiter, der wahrend seiner Arbeit von
einem Inklusionsassistenten betreut wird.

Mit 15 schwerbehinderten Beschaftigten bewegt sich der Bereich ,Burgertele-
fon" bereits seit vielen Jahren weit Uber dem stadtischen Beschaftigtendurch-
schnitt von Schwerbehinderten.

Dabei sind die Anforderungen besonders im direkten Kundenkontakt im Front-
Office des Blrgertelefons an die Beschéftigten sehr vielfaltig.

Die Erfahrungen im Burgertelefon zeigen, dass Schwerbehinderung und quali-
tativ hochwertige, serviceorientierte Arbeit einander nicht ausschliel3en, son-
dern — im Gegenteil — eine menschliche wie fachliche Bereicherung fur den
Betrieb und damit letztlich fur den Arbeitgeber Stadt KoIn darstellen konnen.
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4.10 Hilfestellung fur Dienststellen bei der Einrichtung eines
behindertengerechten Arbeitsplatzes

Im Intranet der Stadt Koln ist unter dem Thema: Personal - Chancengleichheit
und Teilhabe im Beruf - ein Schaubild hinterlegt, das in Gbersichtlicher Form
die einzelnen Arbeitsschritte und die zu beteiligenden Behorden bei der Aus-
stattung oder Neueinrichtung eines behindertengerechten Arbeitsplatzes dar-
stellt.

Hinweise zur Veroffentlichung des Schaubildes erfolgten an alle Dezernate.

Das Schaubild ist fur alle schwerbehinderten Menschen, Personalsachbear-
beiterinnen und Personalsachbearbeiter und Interessierte einsehbar und aus-
druckbar (s. Anlage 1). Als besonderer Service liegt es je nach Druckmaoglich-
keiten in den GroRen DIN A3 oder DIN A4 vor.

4.11 Hilfestellung fiur Dienststellen bei personeller Unterstitzung
und bei Minderleistung von schwerbehinderten Beschéaftigten

Wenn ein schwerbehinderter Mensch zur Erflllung seiner arbeitsvertraglichen
Pflichten die Unterstltzung eines anderen Beschaftigten bendtigt, entstehen
dem Arbeitgeber Belastungen durch den Arbeitsausfall der unterstiitzenden
Person und zuséatzliche Personalkosten.

Die (teilweise) Abdeckung dieser finanziellen Aufwendungen kann der Arbeit-
geber bei der Fachstelle fur schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben be-
antragen.

AuRerdem konnen Arbeitgeber durch das Integrationsamt des Landschafts-
verbandes Rheinland einen Minderleistungsausgleich erhalten, wenn die Leis-
tung einer schwerbehinderten Mitarbeiterin oder eines schwerbehinderten Mit-
arbeiters tberdurchschnittlich und nicht nur voriibergehend unter der Normal-
leistung liegt.

Die Hilfestellung wurde in enger Zusammenarbeit mit der Gesamtschwerbe-
hindertenvertretung erstellt. Sie zeigt den Dienststellen der Stadt Koln den
Weg durch die Instanzen bis zur Mittelgewéhrung als ,roten Faden* auf

(s. Anlage 2).

Die Veroffentlichung erfolgte auf den stadtischen Intranetseiten der Ge-
samtschwerbehindertenvertretung und des Personal- und Organisationsamtes
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5. Ausblick

Die wahrscheinlich gré3te Herausforderung stellt die demografische Entwick-
lung dar. In zehn Jahren werden laut Statistischem Bundesamt fast 40 Prozent
der Erwerbstatigen alter als 50 sein!

Das bedeutet, dass es voraussichtlich immer mehr behinderte und schwerbe-
hinderte Beschaftigte geben wird, denn mit dem Alter kdnnen gesundheitliche
Einschrankungen zunehmen.

Arbeitsplatzgestaltung, Pravention und Teilhabesicherung werden so zu zent-
ralen Zukunftsaufgaben, die mit kooperativen Losungsansatzen und Verfahren
zu meistern sind.

Verbiindete sind — strategisch und inhaltlich — hier Betriebsarzte, Suchtbeauf-
tragte, psych.-soziale Betreuung sowie externe Partner wie Integrationsamter,
Integrationsfachdienste, Berufsforderungswerke und die Reha-Trager.

Fir die Stadtverwaltung Koln bedeutet dies, eine inklusive Arbeitswelt zu ent-
wickeln.

Dazu gehort die aktive Beteiligung an Malinahmen wie:

- Initiative fur Ausbildung und Beschéaftigung
(Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt)

- Initiative Inklusion
(die berufliche Orientierung von schwerbehinderten Schilerinnen und Schu-
lern mit sonderpadagogischem Forderbedarf zu verbessern und die betrieb-
liche Ausbildung schwerbehinderter Jugendlicher zu férdern).

Verbindliche Aufgabe und Ziel ist und bleibt es deshalb innerhalb der Stadt-
verwaltung Koln, eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderung
und deren Rechte verstarkt zu férdern.
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Anlage 1

Ein Arbeitsplatz soll behinderungsgerecht ausgestattet oder neu eingerichtet werden

Anpassung eines bestehenden Anpassung eines Arbeitsplatzes fir eine neue Mit-
Arbeitsplatzes arbeiterin oder einen neuen Mitarbeiter
. . . . . (Die Agentur fur Arbeit ist bei Neueinstellung eines schwer-
o D el R a2 G S behinderten Menschen einzuschalten (§ 81 SGB 1X).)
ten Menschen soll behinderungsgerecht ange-
passt werden. e Ein neuer Arbeitsplatz soll fiir einen neueingestellten

. . . schwerbehinderten Menschen geschaffen werden.
e Im Rahmen einer Umsetzung eines schwerbehin-

derten Menschen soll ein vorhandener Arbeits- e Ein vorhandener Arbeitsplatz soll fiir einen neueinge-

platz behinderungsgerecht gestaltet werden oder stellten schwerbehinderten Menschen behinderungsge-

ein neuer Arbeitsplatz geschaffen werden. recht gestaltet werden.

A \ 4 \ 4
Rentenversicherung LVR/Integrationsamt Agentur fir Arbeit
Ist fiir die behinderungsge- Zahlt Zuschiisse zur Ausstat- Ggf. kbnnen wirtschaftliche
rechte Gestaltung im An- tung neuer Arbeitsplatze fir Leistungen, wie Einarbeitungs-
schluss an Reha-MaRnah- schwerbehinderte Menschen zuschusse und Mittel zur Ein-
men zustandig. Antragstel- (88 15, 26 SchwbAV) und zu richtung des behinderungsge-
lung muss durch die oder den behinderungsbedingt notwendi- rechten Arbeitsplatzes gemaR 8
Betroffene/n selbst erfolgen. gen baulichen MalRBhahmen 237 SGB Il bewilligt werden.
am Arbeitsplatz.
v \ 4

Integrationsamt/Fachstelle fir Integrationsfachdienst — IFD / technischer
schwerbehinderte Menschen im Ar- Beratungsdienst des LVR - Integrationsamt

beitsleben (503/31) Behinderungsspezifische Fachkrafte des IFD

Beide sind fur die Bewilligung von Leistungen und/oder Ingenieure des Integrationsamtes beraten
aus der an den LVR gezahlten Ausgleichs- »| die Dienststellen und schwerbehinderten Mitarbeite-
abgabe zustandig. Es empfiehlt sich im Vor- rinnen und Mitarbeitern zu konkreten Hilfsmitteln.
feld der Planung mit 503/31 Verbindung Kontakt erfolgt tiber 503/31 oder das Integrations-
aufzunehmen, um gemeinsame Uberlegun- amt. Kontakt zum IFD erfolgt entweder lber die/den
gen zur Arbeitsplatzgestaltung anzustellen. Beschaftigten selbst oder tUber die Dienststelle

Vorgehensweise
2 Erste Fragen klaren

Beratung mit der betroffenen Person, der zustdndigen SBV, dem zusténdigen PR, ggf. dem arbeitsmedizinischen Dienst, ggf. mit
der/dem Fachberater/in des IFD, ggf. 503/31.

2 Ortstermin
Um mit allen Beteiligten optimale Losungen zu suchen, organisiert die Dienstelle einen Ortstermin am Arbeitsplatz des/der Betroffenen
unter Beteiligung aller notwendigen Kooperationspartner: die zusténdige SBV, der zustandige PR, ggf. dem arbeitsmedizinischen
Dienst, ggf. der Fachkraft fiir Arbeitssicherheit, ggf. der/dem Fachberater/in des IED, ggf. 503/31, ggf. der/dem Fachingenieur/in des In-

tegrationsamtes.

2 Antrag stellen
Bitte vor der Realisierung die Antrége auf Forderleistungen stellen. Zu beachten ist, dass das Hilfsmittel behinderungsbedingt erforder-
lich sein muss.
Musterbeispiel Antragstellung bei 503/3
e Beantragung von finanziellen Hilfen bei der Fachstelle fiir schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben mit dem Vordruck ,An-
trag/Arbeitgeber” (s. Intranet: Vordruck Antrag Ausgleichsabgabe)
e Angebote einholen, dabei sind Rahmenvertrage zu beachten
e Den/die schwerbehinderte/n Mitarbeiter oder Mitarbeiterin um Ubersendung einer Kopie des Feststellungsbescheides an
503/31 bitten (Kopie des Schwerbehindertenausweises ist nicht ausreichend)

2 Realisierung
503/31, das Integrationsamt oder der zustandige Rehatrager werden nach abschlieRender Bearbeitung schriftliche Bewilligungsbe-
scheide erteilen.
Beschaffung und Bezahlung erfolgen durch die beantragende Dienststelle
e nach Rechnungseingang Mittel bei der Fachstelle fiir schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben abrufen

2 Restkosten
werden aus dem stadtinternen Integrationsfonds geleistet.
e Antrag Restkosten/PraventivmaRnahmen bei Frau Oswald, 110/1, R 26765

Weitere Verdffentlichungen und Informationen zu den Férdermdglichkeiten fur behinderte Menschen im Arbeitsleben finden Sie hier:
Zbinfo Behinderte Menschen im Beruf, Fachstelle fiir schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben, GSBV, 110/1 Beschéaftigung schwer-
behinderter Menschen, LVR-Information fiir Arbeitgeber, Formulare fiir Arbeitgeber von Menschen mit Behinderung Bundesagentur fiir
Arbeit



http://kp1ua090/intranet/personalvertretungen/sbv/oertliche_sbv/00035/index.html
http://kp1ua090/intranet/personalvertretungen/gpr/gpr/index.html
http://kp1ua090/intranet/etb/index.html?Modul=Amtsverzeichnis&OID=737498
http://kp1ua090/intranet/etb/index.html?Modul=Amtsverzeichnis&OID=737498
http://kp1ua090/intranet/themen/personal/bgm/team/02244/index.html
http://www.integrationsfachdienst-koeln.de/informationen-für-arbeitgeber/
http://kp1ua090/intranet/etb/index.html?Modul=Amtsverzeichnis&OID=1774683
http://www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/menschenmitbehinderung/arbeitundausbildung/dokumente_229/Flyer_Technischer_Beratungsdienst.pdf
http://www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/menschenmitbehinderung/arbeitundausbildung/dokumente_229/Flyer_Technischer_Beratungsdienst.pdf
http://kp1ua090/imperia/md/content/personal/186.pdf
http://kp1ua090/intranet/etb/index.html?Modul=Amtsverzeichnis&OID=174277
http://www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/menschenmitbehinderung/arbeitundausbildung/dokumente_229/zb/ZB_Info_2012.pdf
http://krdua842/2/menschen-mit-behinderung/arbeit-beruf/06196/index.html
http://kp1ua090/intranet/personalvertretungen/sbv/index.html
http://kp1ua090/intranet/themen/personal/chancen/schwerbehinderte/index.html
http://kp1ua090/intranet/themen/personal/chancen/schwerbehinderte/index.html
http://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/arbeitundausbildung/informationenfrarbeitgeber/frdermglichkeiten/frdermglichkeiten_4.html
http://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/arbeitundausbildung/informationenfrarbeitgeber/frdermglichkeiten/frdermglichkeiten_4.html
http://www.arbeitsagentur.de/nn_26724/Navigation/zentral/Formulare/Unternehmen/Menschen-mit-Behinderung/Menschen-mit-Behinderung-Nav.html

Anlage 2

11 20.07.2012
110/1-3100 Frau Oswald
26765
Arbeitshilfe Minderleistung
Anlage 2.doc

Hilfestellung fir Dienststellen bei personeller Unterstiitzung und bei Minderleistung
von schwerbehinderten Beschaftigten

Das Wichtigste in Kiirze
Fur Querleser

Das Integrationsamt des Landschaftsverbandes gewahrt als Unterstiitzung flr den besonde-
ren Betreuungsaufwand (= personelle Unterstiitzung) schwerbehinderter Mitarbeiter oder
schwerbehinderter Mitarbeiterinnen monatlich einen finanziellen Zuschuss.

Daruber hinaus wird als Minderleistungsausgleich ein Zuschuss in Hohe von 30% des Ar-
beitnehmerbruttolohnes gewahrt, sofern keine anderen Lohnkostenzuschiisse in Anspruch
genommen wurden. Wird ein Minderleistungsausgleich gewahrt, besteht in Ausnahmefallen
die Moglichkeit einer Einzelfallprifung zur befristeten Stundenzusetzung durch 11.

Personelle Unterstitzung

Fur wen? Arbeitgeber von schwerbehinderten oder gleichgestellten behinderten Beschaftig-
ten

Wo beantragen? Fachstelle fur schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben (503/31)

Wo steht’s? § 102 Absatz 3 SGB IX in Verbindung mit § 27 SchwbAV in Verbindung mit
Richtlinien zur Gewahrung von Leistungen an Arbeitgeber zur Abgeltung au3ergewothnlicher
Belastungen

Wenn ein schwerbehinderter Mensch zur Erfullung seiner arbeitsvertraglichen Pflichten die
Unterstlitzung eines anderen Beschéftigten des Arbeitgebers bendtigt, entstehen dem Ar-
beitgeber Belastungen durch den Arbeitsausfall der unterstiitzenden Person fir zusatzliche
Personalkosten. Die (teilweise) Abdeckung dieser finanziellen Aufwendungen kann der Ar-
beitgeber bei der Fachstelle fiir schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben (503/31) bean-
tragen.

Beispiele fur Unterstitzungsleistungen sind etwa die Vorlesekraft fur blinde Menschen,
Handreichungen oder behinderungsbedingte langere oder wiederkehrende Unterweisungen
am Arbeitsplatz.

Die Hohe des Zuschusses ist gestaffelt nach dem Umfang der personellen Unterstiitzung
(0,5 bis Uber drei Stunden taglich), der Beschéaftigungsquote und dem monatlichen Bruttoar-
beitslohn der unterstitzenden Person.

Mit Hilfe der unten stehenden Tabelle lassen sich die dort aufgelisteten Fordersummen er-
mitteln.

Voraussetzung fur eine Forderung ist, dass die Mdglichkeiten, die den schwerbehinderten
Menschen zu einer von fremder Unterstiitzung unabhéngigen Arbeitsleistung befahigen,
ausgeschopft sind. Dazu gehéren insbesondere
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« die dem Fahigkeitsprofil des schwerbehinderten Menschen entsprechende Auswahl des
Arbeitsplatzes,

* gegebenenfalls die Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz,

« die behinderungsgerechte Einrichtung und Ausstattung des Arbeitsplatzes Arbeitszeitge-
staltung und Arbeitsorganisation,

* die auf die Fahigkeiten abgestimmte berufliche Bildung und Einarbeitung einschliellich
innerbetrieblicher Malinahmen zur beruflichen Qualifizierung.

Ein Ausgleich der besonderen Aufwendungen kann fir ein unbefristetes wie auch befristetes
Arbeitsverhaltnis gewahrt werden.

Der schwerbehinderte Beschéftigte muss tariflich entlohnt werden oder, soweit eine tarifliche
Bindung des Arbeitgebers nicht besteht, ein ortsiibliches Entgelt erhalten. Es muss ein ver-
tretbares Austauschverhéltnis zwischen Arbeitsleistung und Arbeitsentgelt bestehen; der
Arbeitsplatz muss fir den schwerbehinderten Menschen geeignet sein.

Monatliche Zahlbetrage anhand des Monatsbruttogehaltes der Unterstiitzungsperson

bis 1.327,99
Euro/Monat

bis 1991,99
Euro/Monat

bis 2.655,99
Euro/Monat

ab 2.656
Euro/Monat

Umfang des arbeitstaglichen

Unterstiutzungsbedarfs

0,5 — 1 Stunde

106 — 120 Euro

123 — 140 Euro

141 — 160 Euro

158 — 180 Euro

1 — 2 Stunden

158 — 180 Euro

211 — 240 Euro

264 — 300 Euro

317 — 360 Euro

2 — 3 Stunden

220 — 250 Euro

317 — 360 Euro

422 — 480 Euro

528 — 600 Euro

ab 3 Stunden

282 — 320 Euro

440 — 500 Euro

598 — 680 Euro

748 — 850 Euro

Die finanzielle Unterstitzung wird fur die Zeit von maximal zwei Jahren gewéhrt. Eine Wei-
terbewilligung des Zuschusses kann beantragt werden.

Anderungen, zum Beispiel beim Umfang der Unterstitzungsleistung oder dem Lohn/Gehalt
der zu unterstitzenden Person, werden erst bei einer Weiterbewilligung berticksichtigt. Die

Mittel werden auch bei Abwesenheit des schwerbehinderten Menschen erbracht, solange in
dieser Zeit Lohn-/Gehaltsleistungen erbracht wurden.

Minderleistung

Fur wen? Arbeitgeber von schwerbehinderten oder gleichgestellten behinderten Beschaftig-
ten

Wo beantragen? LVR-Integrationsamt

Wo steht’s? § 102 Absatz 3 SGB IX in Verbindung mit 8 27 SchwbAV in Verbindung mit
Richtlinien zur Gewéahrung von Leistungen an Arbeitgeber zur Abgeltung au3ergewdéhnlicher
Belastungen

Beim LVR-Integrationsamt kann ein Minderleistungsausgleich beantragt werden, wenn die
Leistung eines schwerbehinderten Mitarbeiters oder einer schwerbehinderten Mitarbeiterin
tiberdurchschnittlich und nicht nur voriibergehend unter der Normalleistung liegt. Uberdurch-
schnittlich hoch ist die Minderleistung, wenn die Arbeitsleistung um mindestens 30 und
hochstens 50 Prozent geringer ist als die Arbeitsleistung eines oder einer anderen Beschaf-
tigten in vergleichbarer Tatigkeit.

Voraussetzung fiur eine Forderung ist, dass die Mdglichkeiten, die den schwerbehinderten
Menschen zu einer ihrem Arbeitsentgelt entsprechenden Arbeitsleistung befahigen, ausge-
schopft sind. Dazu gehéren insbesondere

» die dem Fahigkeitsprofil des schwerbehinderten Menschen entsprechende Auswahl des
Arbeitsplatzes,
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 gegebenenfalls die Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz,

» die behinderungsgerechte Einrichtung und Ausstattung des Arbeitsplatzes einschliellich
Arbeitszeitgestaltung und Arbeitsorganisation,

« die auf die Fahigkeiten abgestimmte berufliche Bildung und Einarbeitung einschlieflich
innerbetrieblicher MalZnahmen zur beruflichen Qualifizierung.

Bei der Ermittlung des Sachverhaltes und des Umfanges der mdglichen Minderleistung des
schwerbehinderten Mitarbeiters bzw. der schwerbehinderten Mitarbeiterin wird durch das
LVR-Integrationsamt beziehungsweise den beauftragten Fachdienst auch immer die Méog-
lichkeit der Durchfiihrung eines sogenannten Arbeitstrainings beziehungsweise einer ergo-
therapeutischen Mal3nahme gepruft.

Ein solches Training beziehungsweise eine Ergotherapie kann dem schwerbehinderten Mit-
arbeiter bzw. der schwerbehinderten Mitarbeiterin helfen, seine bzw. ihre Arbeitsleistung
dauerhaft zu verbessern. Die Kosten fir ein solches Training kénnen von der Fachstelle fir
schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben (503/31) ibernommen werden.

Wahrend der Dauer des Trainings beziehungsweise der Therapie wird ein Minderleistungs-
ausgleich fur einen Zeitraum von maximal einem Jahr gezahlt. Nach Ende des Bewilligungs-
zeitraumes wird bei einem Weitergewahrungsantrag das Ergebnis des Trainings bei der H6-
he der dann noch bestehenden Minderleistung bertcksichtigt.

Ein Ausgleich der besonderen Aufwendungen kann fir ein unbefristetes wie auch befristetes
Arbeitsverhaltnis gewahrt werden.

Der bzw. die schwerbehinderte Beschaftigte muss tariflich entlohnt werden oder, soweit eine
tarifliche Bindung des Arbeitgebers nicht besteht, ein ortsiibliches Entgelt erhalten. Es muss
ein vertretbares Austauschverhaltnis zwischen Arbeitsleistung und Arbeitsentgelt bestehen.
Die Minderleistung darf nicht mehr als 50 Prozent gegeniber der Normalleistung betragen;
wenn der Umfang der Minderleistung héher ist, gilt der Arbeitsplatz als ungeeignet fir den
schwerbehinderten Menschen und es wird keine Forderung erbracht.

Die finanzielle Unterstitzung wird fir die Zeit von maximal zwei Jahren gewéhrt. Eine Wei-
terbewilligung des Zuschusses kann beantragt werden.

Anderungen, zum Beispiel beim Umfang der Minderleistung, werden erst bei einer Weiter-
bewilligung berlcksichtigt. Die Mittel werden auch bei Abwesenheit des schwerbehinderten
Menschen erbracht, solange in dieser Zeit Lohn-/Gehaltsleistungen erbracht werden.

Den Vordruck zur Beantragung von Zuschiissen bei personeller Unterstitzung und bei
Minderleistung von schwerbehinderten Beschéftigten finden Sie hier im Intranet auf
den Seiten des Personal- und Organisationsamtes:

http://kplua090/imperia/md/content/personal/186.pdf

Wenn das LVR-Integrationsamt einen Minderleistungsausgleich bewilligt hat und die ent-
sprechenden Foérdergelder gezahlt werden, kann in Ausnahmefallen eine Einzelfallpri-
fung auf befristete Stundenzusetzung bei 11 beantragt werden.

So ein Ausnahmefall liegt dann vor, wenn der schwerbehinderte Mensch weiterhin schwer-
wiegende Probleme bei der Aufgabenerfillung hat und alle dienststelleninternen Losungs-
maglichkeiten ausgeschdpft sind.

Die zustandige Fachdienststelle muss die Einzelfallprifung bei 11 beantragen und im
Rahmen des Antrages zusatzlich schriftlich darlegen, warum die dienststelleninternen orga-
nisatorischen MaRnahmen zu keinem Erfolg gefuhrt haben.
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Es ist wichtig, dass die Fachdienststelle zuerst die dienststelleninternen organisatorischen
Mdglichkeiten prift, da man bei der Stadt Kéln bei Stellenbemessungen in der Regel von
mittleren bzw. durchschnittlichen Bearbeitungszeiten ausgeht. Die mittleren Bearbeitungszei-
ten werden Uber den Querschnitt der fur die Aufgabe zustandigen Beschéftigten gebildet,
deshalb ergeben sich tGber die Methodik der Erhebung Pufferzeiten. So wird sichergestellt,
dass unterschiedlich leistungsstarke Beschaftigte im Rahmen ihrer Normalleistung die Auf-
gaben erfillen kénnen. Durch diese Pufferzeiten wird den Fachdienststellen jedoch auch ein
gewisser Spielraum bei der Aufgabenerfillung erméglicht. Erst wenn dieser erschopft ist und
auch keine weiteren dienststelleninternen Losungen mehr erkennbar sind, kann 11 mit der
Einzelfallprifung beginnen.

Gez. Fleischer
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